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higkeit erheblich beeinträchtigt ist, selbständig und diszipli­
niert zu arbeiten, deren Fähigkeitsdefizite stark ausgeprägt 
sind und die desintegriert sind, psychopathologische Auffäl­
ligkeiten und ungünstige Entwicklungs- und Erziehungsbe- 
dingungen haben.2.

Diese Erscheinungsformen sollten verstärkt in der krimi­
nologischen Forschung zur Konkretisierung der perspektivi­
schen Ansätze der Vorbeugung führen, wobei vor allem die 
differenzierten Handlungsvoraussetzungen zu berücksichti­
gen sind. Für den Kampf gegen Straftaten integrationsge­
störter Täter gewinnen diese Fragen an Bedeutung, weil Alie 
ihnen zugrunde liegenden Beziehungsstöhmgen nicht allein 
durch strafrechtliche Maßnahmen überwunden werden kön­
nen.

Zu den strategischen Vorbeugungsschwerpunkten zählen 
vor allem besonders geeignete Arbeitsbeziehungen, -Bedin­
gungen und -inhalte zur Förderung der sozialen Integration. 
Wichtig ist die Integration in verschiedenen Organisations­
formen kollektiver Arbeit, deren Wirkung bis in den Freizeit- 
bereieh hineinreicht (Befriedigung frustrierter sozialer 
Grundbedürfnisse, Erarbeitung von Kriterien des Grades von 
Integrationsstörungen und angemessene Anforderungen an 
die soziale Integration). Wesentlich ist der zunehmende Ab­
bau von Vorurteilen in der öffentlichen Meinung durch In­
formation über die Differenziertheit und soziale Entwicklung 
integrationsgestörter Täter, über Korrekturmöglichkeiten und 
die notwendige Verringerung sozialer Distanz für eine er­
folgreiche erzieherische Einflußnahme.

In Betracht zu ziehen ist auch die weitere Vervollkomm­
nung des Gesundheitswesens, um wirksamer zur Korrektur 
psychischer Auffälligkeiten Integrationsgestörter beizutragen 
(Thefapiemöglichkeiten, Empfehlungen für den Erziehungs­
prozeß, Untersuchung der Besonderheiten der psychischen 
Störungen, Qualifizierung und Beratung der für die Betreuung 
verantwortlichen Kräfte). Dazu ist u. E. ein soziales Be­
treuungssystem mit stationären und ambulanten Einflußmög­
lichkeiten notwendig. Auch die im Vorbeugungsprozeß täti­
gen Bürger sollten eine sozial-therapeutische Ausbildung ha­
ben (z. B. in Kommunikationszentren für Freizeitbetreuung- 
mit Therapien,und rechtlicher Beratung). Das Fehlverhalten 
muß möglichst frühzeitig erkannt werden, um es bereits im 
Anfangsstadium zu korrigieren und auf die Kommunikations­
störungen im unmittelbaren Umfeld Einfluß zu nehmen.

Das Strafrecht hat aus der Differenziertheit integrations­
gestörter Täter in zweifacher Hinsicht Schlußfolgerungen zu 
ziehen: einmal für die differenzierte Bewertung der Schuld 
dieser Täter und zum anderen für die individuelle Strafzu­
messung. Bei der Feststellung und Bewertung der Schuldvof- 
aussetzungen betrifft das vor allem auch Fragen der bewuß­
ten Entscheidung zur Tat, die bei psychisch auffälligen bzw. 
erheblich integrationsgestörten Tätern differenziert zu be­
werten sind. Bei den die Straftaten begünstigenden Umstän­
den ist insbesondere das Verhältnis von subjektiven (z. B. 
psychisch Auffälligen) und objektiven Umständen (z. B. Wie­
dereingliederungsprobleme) in ihrer Bedeutung für das Vor­
liegen der Voraussetzungen strafrechtlicher Verantwortlich­
keit zu beurteilen. Zugleich ist zu prüfen, welche tatsächlichen 
gesellschaftlich-erzieherischen Bemühungen der erneuten 
Straftat des Rückfälligen vorausgegangen sind. Erst auf dieser 
Grundlage kann geschlußfolgert werden, ob der Verurteilte 
aus der Vorstrafe -entsprechend seinen Möglichkeiten Lehren 
gezogen hat oder ob es sich um einen hartnäckigen Rückfall­
täter handelt. -

In der Rechtsprechung wird die Integrationsgestörtheit 
von Rückfalltätern bereits im Rahmen der Strafzumessung 
beachtet (Prüfung der Fähigkeit und Bereitschaft zu künftig 
gesellschaftsgemäßem Verhalten nach § 61 StGB).3 Der Diffe­
renziertheit dieser Täter hat auch das materielle Strafrecht 
Rechnung zu tragen, so durch die Differenzierung der Schuld­
voraussetzungen, die Präzisierung der Anwendungsvorausset­
zungen für Maßnahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
und die, Beachtung dieser Persönlichkeitsmerkmale in den 
Normen des Besonderen Teils des StGB. Das entspricht dem 
Tat-Sehuld-Prinzip und zeigt die Richtung für die künftige 
Aufarbeitung der Erkenntnisse der Kriminologie für das 
Strafrecht an. .
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Wir verlieren mit Herbert Kröger einen hervorragenden Wissen­
schaftler und verdienten Hochschullehrer. Sein Name und sein 
Wirken sind auf das engste mit der Entwicklung der Staats- und 
Völkerrechtswissenschaft in der DDR verbunden.

Mit seiner mehr als 35jährigen Lehrtätigkeit — zunächst als 
Professor für Staats- und Verwaltungsrecht und später auch für 
Völkerrecht — hat Herbert Kröger nachhaltigen Einfluß^ auf die 
Ausbildung und Erziehung einer ganzen Generation von Studen­
ten und jungen Wissenschaftlern an der Humboldt-Universität 
Berlin wie an der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft 
der DDR ausgeübt. Zugleich hat er maßgeblich an der Aus- und 
Weiterbildung von Funktionären für den Staatsapparat, insbeson­
dere für den diplomatischen Dienst, mitgewirkt.

Sein wissenschaftliches Werk — repräsentiert u. a. durch über 
250 Publikationen, darunter etwa 50 Bücher und Beiträge zu Sam­
melbänden — reflektiert die verschiedenen Stationen seines wis­
senschaftlichen Weges und zugleich sein politisches Engagement 
in den verschiedenen Zeitabschnitten der innen- und außenpoli­
tischen Entwicklung unseres sozialistischen Staates.

Seine vielfältigen verantwortlichen gesellschaftlichen, staat­
lichen und wissenschaftlichen Funktionen hat Herbert Kröger im­
mer als Einheit, als politischen Auftrag der Partei der Arbeiter­
klasse verstanden und verwirklicht. In diesem Sinne hat er auch 
die ihm anvertrauten Studenten und Kader des wissenschaftlichen 
Nachwuchses erzogen.

Die In den Jahren 1954 entstandenen wissenschaftlichen Ar­
beiten Herbert Krögers dienten unmittelbar den zentralen und 
örtlichen Staatsorganen als Anleitung zur weiteren Demokratisie­
rung des Staatsaufbaus und zur Verwirklichung des staatspoliti­
schen Konzepts für die Schaffung der Grundlagen d£s Sozia­
lismus.

1954 und 1955 wirkte Herbert Kröger im Aufträge des Partei­
vorstandes der KPD als Prozeßvertreter im Verbotsprozeß gegen 
die KPD vor dem Bundesverfassungsgericht der BRD. Damit wurde 
die Auseinandersetzung mit staats- und völkerrechtlichen Positio­
nen der damaligen BRD-Regierung und ihrer wichtigsten Ideolo­
gen zu einem Schwerpunkt seiner Forschung.

Herbert Krögers Hauptforschungsgebiet in den späteren Jah­
ren waren völkerrechtliche Themen, mit denen er auch internatio­
nal Ansehen und Anerkennung errang. Hervorzuheben sind vor 
allem seine Arbeiten zur Herausbildung sozialistischer Völker­
rechtsprinzipien und -normen in den internationalen Beziehungen 
neuen Typs zwischen sozialistischen Staaten sowie zur Durchset­
zung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz im allgemein-demo­
kratischen Völkerrecht. Hier seien lediglich die wichtigen Mono­
graphien „Sozialistische Staatengemeinschaft und Völkerrecht" 
(Berlin 1979) und „Friedliche Koexistenz und Völkerrecht (Berlin 
1975) genannt', deren Mitautor er war.

Unter Leitung und Gesamtredaktion Herbert Krögers entstand 
auch das erste Lehrbuch des Völkerrechts in der DDR (zwei Bände, 
1. Auflage 1973, 2. neubearbeitete Auflage 1981).

Herbert Kröger waren hohe Funktionen in völkerrechtlichen 
Gemien der DDR übertragen. Er repräsentierte auf vielen inter­
nationalen Beratungen und Konferenzen die DDR und trug damit 
zur Erhöhung des Ansehens unseres sozialistischen Staates bei.

Das schöpferische politische und wissenschaftliche ІА/irken Her­
bert Krögers erfuhr höchste staatliche Auszeichnungen. Er erhielt 
u. a. den Vaterländischen Verdienstorden in Gold und den Orden 
„Banner der Arbeit" Stufe I.

Herbert Kröger wird für immer unvergessen bleiben. 2 3
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